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VERKEHR UND INFRASTRUKTUR

HESSEN-STAU DREIMAL UM DIE ERDE
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Die CDU-geführten Landesregie-
rungen haben seit 1999 die Stra-
ßen und Schienen im Land auf 
Verschleiß gefahren. Damit trägt 
die Landesregierung aus Sicht von 
Thorsten Schäfer-Gümbel große 
Verantwortung für Staus, marode 
Straßen und übervolle Nahver-
kehrszüge. „Das grüne Dog-
ma ‚Sanierung vor Neubau‘ 
reicht nicht, um Hessen auf 
künftige Herausforderun-
gen vorzubereiten.  Mit 
der wachsenden  Zahl 
von Menschen, die 
hier wohnen und 
arbeiten, müs-
sen auch die Ver-
kehrswege wach-
sen.“ Schäfer-Gümbel 
sagte, dass die Verkehrsteilnehmer 
auf den Autobahnen in Hessen im 
Jahr 2016 insgesamt 31.600 Stun-
den im Stau gestanden hätten. Die 
Länge der Hessen-Staus habe drei-

mal um die Erde gereicht. „Für 
die Menschen, die jeden Morgen 
und jeden Abend im Stau stehen, 
ist die Verkehrspolitik zu einem 
staatlichen Programm für Lebens-
zeitvernichtung verkommen.“  
Notreparaturen und langwierige 
Grundsanierungen seien die Fol-

ge davon,  dass die Infrastruk-
tur nahezu zwei Jahrzehnte 

lang   vernachlässigt wurde. 
„Die Hälfte der Straßen und 

Brücken in unserem Land 
ist in einem schlechten 

oder sehr schlechten 
Zustand.“ Das 

L a n d 

stelle dafür zu 
wenig Geld be-
reit. Das Prob-
lem werde noch 
verschärft, weil 
der Landesbe-
trieb Hessen Mobil nach Jahren 
des Personalabbaus nicht mehr 
imstande sei, die Bauprojekte zu 
planen. „Sie haben 40 Prozent der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
weg gespart.“
Ein Umstieg auf Bahnen und Bus-
se sei auch nicht möglich: „Die 
Züge sind auf den Hauptstrecken 
schon jetzt völlig überfüllt, der 
Versuch, mehr Bahnen einzuset-
zen, scheitert an der begrenzten 
Kapazität des derzeitigen Schie-

nennetzes. Schwarz-Grün 
lässt den Pendlerinnen 

und Pendlern nur die 
Wahl zwischen Stau auf 
der Straße und Gedrän-
ge in der Bahn.“

VORSICHT STAU! RUND  
120.000 KILOMETER LANG 
WAREN DIE STAUS IN HES-
SEN IM JAHR 2016.
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Bessere Rahmenbedingungen in 
der Pflege fordert Dr. Daniela 

Sommer: „Die Zahl 
der Pflegebedürfti-
gen steigt. Gleich-
zeitig steigt die Zahl 
der offenen Stellen 
für Pflegekräfte. 
Es ist bereits fünf 

nach zwölf und die schwarz-grüne 
Landesregierung muss konsequent 
handeln, die Altenpflege unterstüt-
zen und Nachwuchs gewinnen!“
Ziel sei, eine gute, effiziente und 

ALTENPFLEGE PERSONELL STÄRKEN
patientengerechte gesundheitliche 
Versorgung aufrechtzuerhalten 
und zu sichern. „Dazu braucht es 
gutes Personal. Wir müssen die 
Ausbildung forcieren und ebenso 
attraktiv gestalten wie die Rah-
menbedingungen. Dazu gehört 
eine bessere Vergütung, die Ver-
besserung der Ausstattung der 
Ausbildungseinrichtungen sowie 
eine Verbesserung der Personalbe-
messung. Für die SPD sind Min-
destpersonalstandards als definier-
ter Personalschlüssel wichtig, um 

eine gute Pflege auszuüben und 
Überforderung zu vermeiden“, so 
die SPD-Abgeordnete. 
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Die SPD kritisiert die Verleihung 
der Wilhelm-Leuschner-Medaille 
an den ehemaligen CDU-Minis-
terpräsidenten Roland Koch 
scharf. „Wilhelm Leusch-
ner war ein engagierter 
Gewerkschafter und 
Sozialdemokrat,  der 
sich  in außergewöhn-
licher Weise für  
Demokratie, Frei-
heit und sozia-
le Gerechtigkeit 
eingesetzt hat. Die 
Verleihung an Herrn 

Koch entspricht diesem 
Geist genau nicht“, sagte 
Günter Rudolph. Er erinnerte an 

den ausländerfeind-
lichen, schwarz-
geldf inanzier ten 
Wahlkampf von 
Roland Koch 1999. 
Rudolph zitierte die 
grüne Dezernentin 

Nargess Eskandari-Grünberg, mit 
den Worten die  Würdigung Kochs  
sei „an Zynismus kaum zu über-
bieten“. Die schwarz-grüne Koali-
tion lehnte es ab, die Verleihung zu 
missbilligen, obwohl sich die grü-
ne Landesmitgliederversammlung 
dagegen ausgesprochen hatte.

KANZLERIN GESCHEITERT

In der Debatte um 
das Scheitern der 
Sondierungsgesprä-
che von CDU, CSU, 
Grünen und FDP in 
Berlin sprach der 
SPD-Fraktionsvor-

sitzende Thorsten Schäfer-Güm-
bel von einem Scheitern der Kanz-
lerin. Schäfer-Gümbel wandte sich 

entschieden gegen den 
Vorwurf in Rich-

tung der SPD aus 
den an den Son-
dierungen betei-
ligten Parteien, 
die ein Nicht-
eintreten in eine 

Regierung als 
„verantwortungs-
los“ bezeich-

neten und nannte 
diese „unter keinen 

Umständen akzeptabel“. 
Die SPD habe mit der 

CDU leider die Er-
fahrung machen 

müssen, dass die Union in einer 
Koalition in regelmäßigen Abstän-
den vertragsbrüchig wurde. 

CHANCE FÜR OPEL

Die SPD-Landtagsfraktion sieht 
im Hinblick auf die Restrukturie-
rung von Opel eine reale Zukunfts-
chance für den hessischen Auto-
bauer. Wolfgang Decker sagte: 
„Dass Opel mit der geplanten Re-
strukturierung wieder eine Chan-
ce für die Zukunft erhält, ist eine 
erfreuliche und zugleich 
wichtige Nachricht für 
die Beschäftigten, 
für die Region und 
für den Auto-
mobilstand-
ort Hessen. 
Die wichtigste 
Botschaft liegt da-
rin, dass es keine 
Werksschließungen 
und betriebsbeding-

te Kündigungen geben soll. Of-
fensichtlich plant die Unterneh-
mensleitung keinen Kahlschlag, 
sondern setzt auf eine verantwor-
tungsbewusste und sozialverträgli-
che Restrukturierung des Autobau-
ers.“

SOLIDARITÄT MIT 
SIEMENS-BESCHÄFTIGTEN

Die aktuellen Kürzungspläne bei 
Siemens, die auch den Standort 
Offenbach hart treffen würden, 
riefen scharfe Kritik bei der SPD 
hervor. Wolfgang 
Decker kritisierte 
die Konzernfüh-
rung für die Pläne 
und sieht darin den 
Versuch eines inter-
national agierender 
Konzerns, unternehmerische Ver-
säumnisse zu korrigieren, indem er 
die Beschäftigten die Zeche zahlen 
lasse. „Dass die konventionellen 
Großkraftwerke, wie Siemens sie 
baut, beim globalen Umstieg auf 
erneuerbare Energien nicht mehr 
im gewohnten Umfang gebraucht 
werden, ist keine Überraschung, 
sondern seit vielen Jahren erkenn-
bar. Das Management von Sie-
mens war offensichtlich nicht im 

Stande, darauf angemes-
sen zu reagieren“, so 

Decker. Die SPD so-
lidarisiere sich aus-
drücklich mit den 

Siemens-Be-
schäftigten, 
dem Betriebs-

rat und den Ge-
werkschaften, die 

sich gegen die Pläne 
wehren.
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AKTUELLE STUNDEN KURZ UND KNAPP

HARTE KRITIK AN MEDAILLE FÜR ROLAND KOCH

WILHELM LEUSCHNER ▶
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Die parlamentarische Kontrolle 
des Verfassungsschutzes bleibt aus 

Sicht der SPD auf 
Basis des schwarz-
grünen Gesetzent-
wurfs unzureichend. 
Daneben plane die 
Koalition massive 
neue Eingriffsrechte 

wie die Online-Durchsuchung kri-
tisierte Nancy Faeser.
„Eine wirksamen Kontrolle wird 
mit dem Gesetzentwurf nicht er-
reicht. Er ist geprägt von Misstrau-
en gegenüber dem frei gewählten 
Parlament.“
Faeser forderte, die Befugnisse 
des Verfassungsschutzes klar und 

eindeutig zu regeln und dabei die 
strengen Vorgaben des Grundge-
setzes einzuhalten. „Probleme se-
hen wir insbesondere bei der On-
line-Durchsuchung. Die Regelung 
geht außerordentlich weit und ori-
entiert sich ausgerechnet am bay-
rischen Verfassungsschutzgesetz 
– wie die Grünen das mittragen 
können, ist mir ein Rätsel. Uns er-
schließt sich nicht, warum der Ver-
fassungsschutz in Hessen so weit 
und mit so wenig Kontrolle in den 
Kernbereich der privaten Lebens-
führung eindringen dürfen soll.“ 
Auch die schrankenlosen Einsatz-
möglichkeiten der Vertrauensper-
sonen gingen der SPD zu weit. 

MASSIVE EINGRIFFE - 
UNZUREICHENDE KONTROLLE

Die von Schwarz-Grün geplante 
Reform der hessischen Landtags-
wahlkreise ist aus Sicht der SPD 
verfassungswidrig. Günter Ru-
dolph forderte CDU und Grüne 
auf, den Gesetzentwurf zurück-
zuziehen. „Der Entwurf ist bei 
der Anhörung auf ganzer Linie 
duchgefallen.“ Sachverstän-
dige und die Bürgermeister 
der betroffenen Kommunen 
hätten die neuen Zuschnitte 
der Wahlkreise als verfas-
sungswidrig und willkür-
lich bewertet.  Es sei nicht 
nachvollziehbar, dass die 
schwarz-grüne Landesregie-
rung nicht einmal aktuelle 
Bevölkerungszahlen zur Ver-
fügung stelle. Offensichtlich 
seien Gemeinden nach par-
teipolitischen Gesichtspunk-

LANDTAGSWAHLGESETZ

VERFASSUNGSWIDRIGEN 
ENTWURF ZURÜCKZIEHEN

ten bestimmten Wahlkreisen zuge-
ordnet worden.  Statt jetzt in einem 
Hau-Ruck-Verfahren das Gesetz 
zu ändern, schlage die SPD die 
Einsetzung einer Wahlkreiskom-
mission vor, um eine Neuregelung 
für die übernächste Landtagswahl 
zu treffen.
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Die Abschiebehaft für ausreise-
pflichtige Menschen darf nach 
Ansicht von Nancy Faeser nur 
„letztes Mittel“ sein und müsse die 
Voraussetzungen für eine humani-
täre Unterbringung gewährleisten. 
Der schwarz-grüne Gesetzentwurf 
zur Abschiebehaft weise jedoch 
eklatante Mängel auf, die beho-
ben werden müssten. So hätten die 
Regierungsfraktionen in der Anhö-
rung viel Kritik dafür einstecken 
müssen, dass sie keine Regelungen 
für die Unterbringung von Minder-
jährigen vorgesehen hätten. Auch 
die Seelsorge und psychische Be-
ratung seien im Gesetzesentwurf 
nicht ausreichend berücksichtigt. 

EKLATANTE MÄNGEL 
BEHEBEN

DIE NÄCHSTE LANDTAGSWAHL FINDET VORAUSSICHT-
LICH IM HERBST 2018 STATT.

SCHEITERN BEI 
AUSBILDUNG 
Die Landesregierung gibt mit der 
Streichung von Ausbildungsplät-
zen ein schlechtes 
Beispiel ab. Um 
rund ein Drittel 
sank die Zahl der 
vom Land angebo-
tenen Ausbildungs-
plätze von 2011 bis 
2015, wie eine Große Anfrage der 
SPD-Fraktion ergeben hat. Auch 
das hessische „Bündnis für Aus-
bildung“ habe im vergangenen 
Ausbildungsjahr nur zu 316 zu-
sätzlichen Angeboten in Hessen 
geführt, kritisierte Lisa Gnadl. 
Tausende Ausbildungssuchende 
seien trotz Hochkonjunktur un-
versorgt geblieben. Auch bei den 
Programmen der Landesregierung, 
die jungen Erwachsenen ermögli-
chen sollen, einen Berufsabschluss 
nachzuholen, zeigten die immer 
mit großem Tamtam angekündigte 
Initiativen keinen Erfolg.
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REGIERUNGSERKLÄRUNG KOMMUNALE FINANZEN

LAGE DESOLAT, KEINE BESSERUNG IN SICHT
Die Verklärung der finanziellen Not 
der hessischen Kommunen war aus 
Sicht von Norbert Schmitt das 
Ziel der Regierungserklärung von 
CDU-Finanzminister Dr. Schäfer. 
Schmitt erinnerte daran, dass die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Ernst & Young die Situation so 
zusammengefasst habe: „Finanz-
lage desolat, keine Verbesserung 
in Sicht, massives Drehen an der 
Gebührenschraube“. Die Bertels-
mann-Stiftung bezeichne Hessen 
sogar als Krisenregion der Kom-
munalfinanzen.
„Bis zum Jahr 2000 hatten die 
hessischen Kommunen die dritt-
geringsten Defizite pro Kopf in 
Deutschland. Seit Regierungsüber-
nahme durch die CDU verschlech-
terte sich aber Jahr für Jahr ihre 
Situation. Mittlerweile haben die 
hessischen Kommunen die dritt-
höchsten Defizite in Deutschland. 
Die hessischen Kommunen wur-
den durch die CDU vom Spitzen-

reiter zum Absteiger gemacht.“ Al-
lein zwischen 2009 und 2015 seien 
7,8 Milliarden Defizite und damit 
Schulden bei den hessischen Kom-
munen entstanden, weil das Land 
die Kommunen unzureichend fi-
nanziert habe. Deshalb stehe das 
Land auch in der Pflicht, die Kom-

munen aufgabengerecht finanzi-
ell auszustatten. Die sogenannte 
„Hessenkasse“ zur Ablösung so-
genannter Kassenkredite werde je-
doch zu 80 Prozent von den Kom-
munen selbst finanziert. Das sei 
inakzeptabel und müsse korrigiert 
werden.

CDU-REGIERUNGEN HABEN NACH ANSICHT VON NORBERT SCHMITT DIE HESSISCHEN KOMMU-
NEN FINANZIELL VOM SPITZENREITER ZUM ABSTEIGER GEMACHT.

JEDES JAHR MÜSSTEN IN HESSEN RUND 37.000 
WOHNUNGEN NEU GEBAUT WERDEN, UM 
DEN BEDARF ZU DECKEN. DOCH TATSÄCHLICH 
KLAFFT HIER EINE GROSSE „BAULÜCKE“: 2016 
ENTSTANDEN 17.000 WOHNUNGEN ZU WENIG.

Die SPD-Abgeordnete Elke Barth 
sieht bei der Neufassung der Hes-

sischen Bauordnung 
(HBO) „verpasste 
Chancen“ auf Seiten 
der schwarz-grünen 
Landesregierung. 
Barth sagte, es sei 
nicht  gelungen, das 

Regelwerk zu entrümpeln. Die 
lange Dauer der Genehmigungs-
verfahren gehöre zu den Kosten-
treibern im Bauwesen. 
Ein besonderes Augenmerk wolle 
die SPD auf die Neuregelungen 
zur Barrierefreiheit legen. Wichtig 
sei es, in jedem Fall deutlich mehr 

CHANCEN VERPASST
barrierefreien Wohnraum zu schaf-
fen und die Barrierefreiheit gene-
rell zu fördern. Die Regelungen 
dürften aber nicht zu starr sein.

STEUEROASEN 
AUSTROCKNEN

Die SPD fordert, dem Geschäfts-
modell der „Steueroasen“ endlich 
die Grundlage zu entziehen. Hier 
seien die Bundesregierung und 
die EU-Mitgliedstaaten gefordert, 
sagte Norbert Schmitt in einer 
Debatte über die so genannten 
„Paradise Papers“. Es sei nicht ak-
zeptabel, dass es einige Mitglied-
staaten es zu ihrem  Geschäfts-
modell gemacht hätten, anderen 
Staaten Steuern zu stehlen. „Jähr-
lich gehen den öffentlichen Haus-
halten – und damit uns allen – laut 
Europäischer Kommission durch 
Steuervermeidung 50 bis 70 Milli-
arden Euro verloren.“
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Die SPD hat von der Landesre-
gierung mehr Anstrengungen für 

sauberes Trinkwas-
ser gefordert. Das 
Umweltministerium 
ducke sich weg und 
schiebe die Ver-
antwortung zu den 
Kommunen, sagte 

die umweltpolitische Sprecherin 
Angelika Löber „Eigeninitiative 
ist Mangelware.“  
Zur Frage nach der Einführung 
einer vierten Klärstufe beispiels-
weise präsentiere das Umwelt-
ministerium gerede einmal zwei 
Pilotprojekte, die mit Geld unter-
stützt würden. Aus Nachbarbun-
desländern lägen schon seit Jahren 
detaillierte Studienergebnisse zu 
dieser zusätzlichen Reinigungsstu-
fe in Kläranlagen vor.
Auch bei der Umsetzung der Was-
serrahmenrichtline hinke Hessen 
hinterher.

TRINKWASSER 
BESSER SCHÜTZEN

Die Verantwortung für die ständig 
wachsende Belastung der hessi-
schen Lehrkräfte 
sieht die SPD-Frak-
tion bei der hessi-
schen Landesregie-
rung. Christoph 
Degen sagte: „Kei-
ne PR-Maßnahme 
und kein  inszenierter Schulbesuch 
können darüber hinwegtäuschen, 
dass die Landesregierung jeden 
Bezug zur schulischen Realität 
verloren hat.“ Wer die Mehrbelas-
tungen von Lehrkräften als eine 

BELASTUNG DER LEHRKRÄFTE 
NIMMT IMMER MEHR ZU

„Begleiterscheinung der Postmo-
derne“ betrachte und sämtliche 
Aufgabenzuwächse zu „Regelauf-
gaben“ erkläre, disqualifiziere sich 
als Arbeitgeber. Zusätzliche Auf-
gaben erforderten auch zusätzliche 
und tatsächlich vorhandene Res-
sourcen. Degen sagte: „Schullei-
ter, Lehrkräfte, Ausbilder und Per-
sonalräte schlagen seit Monaten 
Alarm. CDU und Grüne nehmen 
billigend in Kauf, dass die Unter-
richtsqualität leidet. Lehrkräfte 
sind keine Packesel, denen immer 
mehr aufgebürdet werden kann.“

ARBEITSLEHRE 
KONSEQUENT STÄRKEN 

In der Debatte zur Große Anfrage 
der SPD-Fraktion zur „Arbeitsleh-
re als Studien- und 
Unterrichtsfach“ hat 
Dr. Daniela Som-
mer eine Stärkung 
des Faches Arbeits-
lehre gefordert. Sie 
sagte: „Arbeitslehre 
ist ein wichtiger Baustein, um Be-
rufsorientierung an Universitäten 
zu lehren und schließlich im schuli-
schen Alltag zu verankern. 70 Pro-
zent des Arbeitslehre-Unterrichts 
werden in Hessen durch Lehrer 
erteilt, die in dem Fach nicht in-
haltlich und didaktisch ausgebil-
det sind und die damit fachfremd 
unterrichten.“ Sommer forderte 
weiter, Inhalte der Arbeitslehre als 
Teil einer allgemeinen Grundbil-
dung zu betrachten, die an allen 
Schularten ausführlich vermittelt 
werden sollten. Auch Schülerinnen 
und Schülern an Gymnasien benö-
tigten ein solche Orientierung. 

HILFE FÜR TAUBBLINDE 
ABGELEHNT

Die  Erhöhung des Blindengelds für 
taubblinde Menschen haben CDU 
und Grüne endgül-
tig abgelehnt. Ger-
hard Merz zeigte 
sich enttäuscht von 
dieser Haltung und 
sagte: „Taubblind-
heit ist eine Behin-
derung, die mehr ist als die Sum-
me von Blindheit und Taubheit. 
Durch die Behinderung beider 
Sinnesorgane sind die betroffenen 
Menschen in ihrem Alltag deutlich 
stärker eingeschränkt, als dies für 
Blinde oder Hörbehinderte gilt“, 
so der SPD-Fachsprecher. 
„Nur durch Assistenz, die natürlich 
Geld kostet, kann den Betroffenen 
geholfen werden, am gesellschaft-
lichen Leben teilzuhaben. Durch 
die Verdopplung des Blindengel-
des, die in unserem Gesetzentwurf 
vorgesehen war, hatten wir ge-
hofft, dies ein Stück weit lindern 
zu können“.
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